
Von Sebastian Krass

E
s ist ein historisch aufgeladener Ort
nahe dem Englischen Garten, der
da bald zumVerkauf stehen soll: Im

Jahr 1955beschlossdasMax-Planck-Insti-
tut für Physik (MPP), von Göttingen nach
München umzuziehen. Chef des Instituts
warWerner Heisenberg, der 1933 imAlter
von nur 32 Jahren den Nobelpreis erhal-
ten hatte. Den Auftrag für den Instituts-
neubau am Föhringer Ring 6 bekam auf
Heisenbergs Wunsch sein Jugendfreund
Sep Ruf, der Münchner ist aus heutiger
Sicht einer der bedeutendsten deutschen
Architekten der Nachkriegszeit.

Ruf entwarf ein Ensemble aus einzel-
nen,mit einemgläsernenGangverbunde-
nen Gebäuden und einem großzügigen
Garten, „ein fürdamaligeZeiten revolutio-
närer Forschungsbau“, wie das MPP
selbst schreibt. Logisch, dass diese Anlage
zwischenStudentenstadt undder Iphitos-
Tennisanlage unter Denkmalschutz ge-
stellt wurde.

Seit zwei Jahrenaber stehendieGebäu-
de leer, nachdem das MPP (das übrigens
Albert Einstein 1917 in seinem Berliner
Wohnzimmer gegründet hatte) auf den
Forschungscampus Garching gezogen ist,
dort gibtesmehrPlatzundvielePartnerin-
stitute.

Eigentümer des drei Hektar großen
Grundstücks am Föhringer Ring ist der
Freistaat Bayern. Und der will es nun ver-
kaufen. Das geht aus einer nicht-öffentli-
chen Kabinettsvorlage von Bauminister

ChristianBernreiter (CSU) vonAnfang Juli
hervor, die der SZ vorliegt. In derselben
Sitzung beschloss der Ministerrat auch,
das alte Strafjustizzentrum zu verkaufen.
Im Beschlussvorschlag, der dem Verneh-
mennach so durchging, heißt es, das Bau-
ministeriumwerde„gebeten,dieVeräuße-
rung der Liegenschaften Föhringer Ring 6
und Nymphenburger Straße 16 bis 18 in
München in die Wege zu leiten“.

In der Sitzung ging es auchnochumein
drittes, zentral gelegenes Grundstück,
das der Freistaat zur Disposition stellt, an
der Lazarettstraße 67. Auf dieser Fläche
im Stadtteil Neuhausen, nah an der Gren-
ze zur Maxvorstadt, steht bisher ein gro-
ßer Verwaltungstrakt, der aber bis Ende
des Jahres leergezogen werden soll.

Dort plant die staatliche Wohnungsge-
sellschaft Bayernheim den Neubau von

233bezahlbarenWohnungen.Dieses Pro-
jekt darf nach dem Kabinettsbeschluss
weiter laufen, allerdings unter Vorbehalt:
„Parallel istweiterhindieOptioneinerVer-
äußerung der Liegenschaft in Betracht zu
ziehen“, heißt es in der Vorlage.

Hintergrund all dieser Überlegungen
ist der prekäre Zustand des sogenannten
Grundstocks, einer Art Geldspeicher
abseits des Haushalts. Der Grundstock
speist sich in der Regel aus Grundstücks-
verkäufen, zumBeispiel aus den251Milli-
onen Euro, die der US-Konzern Apple An-
fang 2023 für ein Grundstück an der
Seidlstraße bezahlt hat. Und das Geld im
Grundstock ist zweckgebunden, es darf
nur für Flächenankäufe verwendet
werden.

Allerdings ist der Speicher leer, in der
Kabinettsvorlage klingt das so: „Im
Grundstock sind die liquiden Mittel der-
zeit aufgebraucht.“ Hinzu komme, dass
die Ministerien für 2025 „Bedarfe für
Grunderwerbe in Höhe von 107 Millionen
Euro“ angemeldet hätten, im laufenden
Jahr für denGrundstock abernurEinnah-
men von 54Millionen Euro geplant seien.
Zudemsieht nachBernreitersDarstellung
das Finanzministerium „derzeit keine
Möglichkeit“, den Grundstock mit Haus-
haltsmitteln aufzufüllen.

Deshalb, so schreibt der Bauminister,
seien „aufgrund des dringenden Hand-
lungsbedarfs auch Veräußerungen einzel-
ner werthaltiger Objekte notwendig“. Die
finden sich im weiten Freistaat natürlich
am ehesten inMünchen.

Schätzungen zum Grundstückswert
oder erhoffteVerkaufserlöse fürdas Straf-
justizzentrum, das ehemalige MPP und
die Lazarettstraße 67 finden sich in Bern-
reitersAufstellungnicht. Aber esdürfte je-
weils um zwei- bis deutlich dreistellige
Millionenbeträge gehen – wenn man die
Grundstücke meistbietend verkaufen
würde.

Allerdings führt Bernreiter auch aus,
dasses füralledreiFlächen„konkurrieren-
de Überlegungen“ gibt. Die Bayernheim-
PläneanderLazarettstraße sindaus seiner
Sicht offenbar so stichhaltig, dass er den
Verkauf zumindest derzeit nicht forciert.

Für das ehemalige Max-Planck-Insti-
tuthat lautderVorlagedasWissenschafts-
ministerium Bedarf angemeldet, ebenso
wie das Finanz- und das Innenministeri-
um.Docheswürden, soheißt esweiter, Sa-
nierungskosten „im zweistelligen Millio-
nenbereich anfallen“, möglicherweise sei
eine Sanierung sogar unwirtschaftlich.
Hinzu komme, dass der Leerstand „auf-
grundvonPlanungs-undGenehmigungs-
zeiträumen über mehrere Jahre andau-
ern“würde. Zwar ist derVerkaufbeschlos-
sen, aber er sei noch nicht konkret in die
Wege geleitet, heißt es zumindest aus Re-
gierungskreisen.

Ähnlich ist die Lagebeimalten Strafjus-
tizzentrum. Anders als beim Föhringer
Ring hat Bernreiter hier die Verkaufsab-
sicht selbst öffentlich gemacht. Allerdings
hatdasEntrüstungvonvielenSeitenausge-
löst, von Grünen und SPD im Landtag wie
im Stadtrat sowie von zivilgesellschaftli-
chen Initiativen, die sich für einen Erhalt
des Gebäudebestands und eine gemein-
wohlorientierte Nutzung einsetzen.

BernreitersCSU-Parteifreund,derLand-
tagsabgeordnete und Bauausschuss-Vor-
sitzende Jürgen Baumgärtner, hat in die-
serWocheeinenAlternativplan insSpielge-
bracht, demzufolge der Freistaat etwa ein
Drittel des Grundstücks behalten und den
Gebäudebestand für eine Wohnnutzung
umbauen soll, die übrigen zwei Drittel soll
demnach die Stadt München im Erbbau-
recht übernehmen.

Ein Kernpunkt der Diskussion ums alte
Strafjustizzentrum ist die Frage, ob die Sa-
nierungskosten für die öffentliche Hand
machbar sind. Nun hat das Bauministeri-
umaufAnfragederSPD-AbgeordnetenSa-
bineGross dazu erstmals eine Zahl heraus-
gegeben: Eine Machbarkeitsstudie habe
verschiedene Varianten zu gefördertem
Wohnungsbauuntersuchtund„Kostenvon
bis zu 250 Millionen Euro ergeben“. Des-
halb habeman den Verkauf beschlossen.

Sabine Gross hält die Entscheidung vor
diesem Hintergrund für „nicht nachvoll-
ziehbar“. Auf dem Grundstück sei ein Bau
von 350 bis 370 Wohnungen möglich. Das
entspräche Baukosten von 675000 Euro
proWohnung,aus ihrerSichteinvertretba-
rer Preis für dieMünchner Innenstadt.

ZumVergleich:Ebenfalls inderMaxvor-
stadt, an der Karlstraße, saniert der Frei-
staatmitseinerStadibauderzeit zweidenk-
malgeschützte Altbauten für 14,5 Millio-
nen Euro und schafft damit 25 neue Woh-
nungen für eigene Bedienstete, das ent-
spricht Baukosten von 580000 Euro pro
Wohnung. 

Die Dringlichkeit der Veranstaltung findet
kurz vor Beginn der finalen Präsentatio-
nen ihrenAusdruck. „Lasstuns eineMinu-
te schweigen, für all diejenigen, die in der
Ukraine ihr Leben lassen mussten“, sagt
der Moderator auf Englisch. Die rund 250
überwiegend jungenMänner im Campus-
Saal der Technischen Universität (TUM) in
Garching erheben sich von ihren Stühlen.
EineMinuteStille fürMenschen,dienuret-
wa 1500 Kilometer Luftlinie von Garching
entfernt Opfer eines Kriegs wurden.

An diesemWochenende ist der Campus
Schauplatz eines sogenannten Hackat-
hons. Bereits am Freitagmorgen kommen
dieTeilnehmendenzusammen,hörenVor-
träge, besuchen Workshops und finden
sich dann in etwa 50 Teams zusammen.
Nunhaben sie rund42StundenZeit für in-
novativeLösungenundauch,umerstePro-
totypenzuentwickeln.DasThema: „Drone
Defense“ – Drohnenabwehr.

Am Sonntagmorgen sind die meisten
Teamsbereits inden letztenZügen ihrerAr-
beit. StapelweiseKistenmit leerenEnergy-
drink- und Colaflaschen zeugen davon,
dass die meisten Teilnehmenden auf
Schlaf wohl vollständig verzichtet haben.
Ein jungerManngreiftdie letzteClubmate-
Flasche aus einer Kiste. „Gleich gibt es
Nachschub“, verspricht Connor Rehn.

Rehn ist ehemaliger Soldat und hat das
Kriegsgeschehen in der Ukraine am eige-
nenLeiberlebt. Er ist auchDirektordesBe-
reichs Verteidigung und Sicherheit bei den
TUM Venture Labs, einem Tochterunter-
nehmen von TUM und UnternehmerTUM,
das jungen Wissenschaftlern hilft, ihre
Ideen inmarktfähigeProdukte zu verwan-
deln.Sie sindeinerderVeranstalterdesHa-
ckathons, gemeinsam mit dem European
Defense Tech Hub (EDTH), einem europa-
weiten Netzwerk zur Förderung innovati-
ver Projekte im Verteidigungssektor.

Sollte anUniversitätenauchfürdieRüs-
tungsindustrie geforscht werden? Diese
Fragewird immerwiederkontroversdisku-

tiert. Das „Gesetz zur Förderung der Bun-
deswehr“,das imJuli 2024 inBayernverab-
schiedet wurde, enthält unter anderem ei-
ne Kooperationspflicht der Hochschulen
mit der Bundeswehr. Vor allem aus linken
Kreisen wird den Universitäten vorgewor-
fen, sich zum Teil der Kriegsmaschinerie
zu machen. Wer für die Rüstung forsche,
habe Menschenleben auf dem Gewissen,
so der Tenor der Kritiker.

Ganz anders sehen das Lars Pernickel
und Hannes Diener. Sie sind Teil eines
Teams, das sich mit der Steuerung von
Drohnenmittels Laserpointer beschäftigt.
Der erste Pitch kam bei der Jury gut an,
nun gehören sie zu den 16 Teams, die ihre
Idee am Nachmittag größer präsentieren
dürfen.„WennwirunsereAutonomie inEu-
ropa und auch unsere demokratischen
Werte erhalten wollen, dann müssen wir
anfangen, mehr in Verteidigungssysteme
zu investieren“, sagt Diener.

Der 23-Jährige ist Masterstudent im
Fach Robotik, nebenbei arbeitet er bereits
für einen der größten Rüstungskonzerne
Deutschlands. Pernickel, Doktorand der
Verkehrstechnik an der TUM, pflichtet
ihm bei. „Wir arbeiten hier an Systemen,
die Soldaten das Leben erleichtern und im
besten Fall retten sollen. Wie wichtig das
ist, kannman inderUkrainebereits gut se-
hen. Die moderne Technologie bestimmt
das dortige Kriegsgeschehen.“

Der Hackathon schaffe Möglichkeiten,
sich mit Gleichgesinnten zu vernetzen,
aber auch neue Perspektiven zu bekom-
men.VorallemdieFreiheit, dieeinHackat-
hondenForschendenbiete, sei vonVorteil,
soDiener.SokönnemanfestgefahrenePro-
zesse etablierter Unternehmen umgehen
und sei freier im Denken und in der Wahl
derMittel. „Es ist eine ganz andere Art von
wissenschaftlicherArbeit,weil esnichtdar-
um geht, etwas besonders Beeindrucken-

des zu entwickeln, sondern darum, einfa-
che, effektive und bezahlbare Lösungen
für bestehende Probleme zu entwickeln“,
erklärt Pernickel.

Dass Drohnen dabei nicht nur Teil einer
zerstörerischen Technologie sein können,
sondernauchLebenrettenundzuhumani-
tärer Hilfe beitragen können, das versucht
German Stelmakh immerwieder zu erklä-
ren. Der 24-Jährige ist Student der Luft-
undRaumfahrt an der TUM. Seine Familie
stammtausderUkraine,Stelmakhkamim
Alter von 13 Jahren nach München. Vor
zwei Jahren gründete er mit Landsleuten
dasDroneAidCollective (DAC), dasAufklä-
rungsarbeit und Workshops zum Thema
Drohnen anbietet. „In meiner Heimat ist
Krieg. Da kannman nicht einfach dasitzen
und nichts tun“, so Stelmakh. Ihm sei be-
wusst, dass es schwierig sei, sich zu Rüs-
tungsthemeninderGesellschaft zupositio-
nieren. Doch gerade deshalb leiste er Auf-

klärungsarbeit. Die Qualität und Stärke
derWissenschaft fürdieZukunft der euro-
päischen Demokratie zu nutzen, sei das
Beste, das man tun könne, so Stelmakh.
„Noch haben wir die Zeit, diese Dinge zu
entwickeln,also solltenwir sienutzen.Bes-
ser wir investieren heute in die Entwick-
lungeinesgutenDrohnensystems, alsdass
wir spätergezwungensind, selbst zurWaf-
fe greifen zumüssen.“

Der Hackathon wird privat finanziert,
staatliche Förderung gibt es nicht. Den-
noch zeigen sich die Unis und auch die
Staats- und Bundesregierung interessiert
an den Ergebnissen solcher Veranstaltun-
gen. Beim nächsten Hackathon in Berlin
soll es auchMentoren aus der Bundeswehr
geben.Wieviel inkurzerZeit tatsächlicher-
reichbar ist, zeigt sich bei den Präsentatio-
nen. Die vierköpfige Jury, größtenteils In-
vestoren, die den jungen Entwicklern spä-
ter bei der Umsetzung ihrer Ideen helfen
werden, kürt am Ende drei Gewinner-
teams. Auf Platz eins landet die Idee des
TeamsumDaveBlack.MitMikrofonensol-
len insbesondere glasfaserbasierte Droh-
nen frühzeitig entdeckt werden können.

Am Ende der Veranstaltung leeren sich
die Räume schnell, die Teilnehmenden
müssen Schlaf nachholen. German Stel-
makh stopft gut gelauntMüll in eine Tüte.
Er ist sehr zufrieden mit dem Verlauf des
Wochenendes. „So viele, die hier waren,
hatten am Freitag noch keine Ahnung von
Drohnen-Verteidigung. Und jetzt die Er-
gebnisse zu sehen, das ist schon beeindru-
ckend.“Erhofft, dasssichkünftigvieleStu-
dierendefürVerteidigungsthemen interes-
sieren. „Wir sinddieGeneration,dieesaus-
baden muss, wenn wir die Entwicklungen
weiter verschlafen.“ Katharina Haase

Das denkmalgeschützte Ensemble des früheren Max-Planck-Instituts für Physik
am Föhringer Ring gilt als „revolutionärer Forschungsbau“. F O T O S : R O B E R T H A A S

EineFrau istbei einemUnfall aufderAuto-
bahn 99 gestorben. Zwei weitere Men-
schen wurden bei dem Zusammenstoß
schwer verletzt, wie die Polizei mitteilte.
Am Kreuz München Nord fuhr zunächst
ein27-JährigerausungeklärterUrsachege-
gen eine Betonwand und blieb auf der lin-
kenSpur stehen.Ein73-Jährigerbemerkte
das und blieb neben dem Auto stehen. Er
undseineEnkelinstiegenaus, seine79Jah-
re alte Ehefrau blieb imWagen. Siewollten
den Angaben nach dem 27-Jährigen hel-
fen. Dann kam ein 19-Jähriger in einem
Kleintransporter an die Unfallstelle heran.
Er wich dem Unfallauto noch aus, stieß
dann aber gegen den Wagen des 73-Jähri-
gen, in dem die Ehefrau noch saß. Sie kam
nach demZusammenprall in einKranken-
hausundstarbdortan ihren schwerenVer-
letzungen. Der 19-Jährige und seinBeifah-
rer kamen schwer verletzt ins Kranken-
haus. Die Autobahn wurde nach dem Un-
fall inFahrtrichtungSalzburgkomplettge-
sperrt. InderFolgebildete sich einkilome-
terlanger Rückstau. Die A99 wurde erst
nach rund zehn Stunden wieder komplett
freigegeben. DPA

German Stelmakh (Bild links) leistet Aufklärungsarbeit zum Thema Drohnen. Auch Hannes Diener (li.) und Lars Pernickel
haben am Wochenende am Hackathon in Garching teilgenommen.  F O T O S : R O B E R T H A A S

Freistaat verkauft Heisenbergs Institut
Das Max-Planck-Institut für Physik am Föhringer Ring, das der Nobelpreisträger einst leitete, steht seit zwei Jahren leer.

Auch andere Immobilien sollen abgegeben werden, um die Kassen aufzufüllen.

Frau stirbt nach
Unfall auf A99

Ende des Jahres muss der Ratskeller im
Rathaus schließen. Was danach bis zur
Generalsanierung mit den Räumen pas-
sieren soll, ist offen.  F O T O : S T E P H A N R U M P F

Zwei Monate gibt es im Ratskeller noch
Bier, Schweinebraten und Käsespätzle,
dann ist Schluss: Ende des Jahres schließt
die Gaststätte, Wirt Peter Wieser geht in
denRuhestand; und 2032 steht schließlich
eine Generalsanierung an. Was bis dahin
mit den Räumlichkeiten passiert, ist noch
unklar. Die Stadtratsfraktion der Grü-
nen/Rosa Liste hat nun eine Idee für eine
Zwischennutzung: In einemAntrag an den
Stadtrat schlägt sie vor, den Ratskeller
künftig als städtischen Club oder Kultur-
raum zu nutzen. In Zusammenarbeit mit
der Fachstelle „Moderation der Nacht“
(MoNa) solle ein entsprechendes Konzept
entwickelt werden.

„Ein städtisch unterstützter Kulturclub
könnte eine Lücke inMünchens Club- und
Kulturlandschaft schließen“, heißt es in
dem Antrag. Zudem könne man damit ein
Signal senden: Zentrale Räume in der
Stadt seien nicht nur für kommerzielle In-
teressenda, sondernauch fürdasGemein-
wohl. „Das traditionsreiche und denkmal-
geschützte Gewölbe bietet eine fantasti-
sche Kulisse für kulturelle Nutzungen.“

Neben Partys wären für die Grünen
auch Konzerte oder nicht kommerzielle
Veranstaltungen denkbar. Auch Kultur-
schaffende könnten Raum finden. „Mün-
chen braucht mehr Platz für junge Men-
schen“, sagtClaraNitsche, stellvertretende
Fraktionsvorsitzende. „Und warum dann
nicht gleich direkt im Rathaus?“ Dass ein
denkmalgeschütztes Gewölbe jahrelang
leerstehe, könne sich die Stadt nicht leis-
ten. „Stattdessen kann hier ein Ort entste-
hen, an dem Kreativität und Kultur gelebt
werden – und natürlich auch gefeiert
wird.“

Leerstand müsse unbedingt vermieden
werden, sagt auchManuel Pretzl, Sprecher
der Fraktion der CSU/Freien Wähler. Er
verweist allerdings auf einen Antrag, in
dem die Fraktion bereits im Mai forderte,
eineweitere gastronomischeNutzungvor-
anzutreiben. „Uns wäre es am liebsten,
wenn der Ratskeller ein Wirtshaus bleibt,
das ganztägig nutzbar und für Menschen
aller Altersklassen attraktiv ist.“ Ein Club,
so Pretzl, würde hingegen wohl „nur
nachts und nicht von der Breite der Bevöl-
kerung“ genutzt. „Notfalls wäre das aber
immer noch besser als Leerstand.“

Die SPD zeigt sich wenig begeistert von
der Idee derGrünen. „Der Ratskeller ist ei-
ne Traditionsgaststätte im Herzen der
Stadt. Bevor hier Technopartys stattfin-
den, möchten wir alles versuchen, um ei-
nenneuenWirt zu finden“, sagt Fraktions-
vorsitzende Anne Hübner. Leerstand sei
auch für die SPD keine Option. Aber über
Alternativen könne man erst sprechen,
wennkeinegastronomischeLösunggefun-
denwerde. Anna-Maria Salmen
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in den leeren sogenannten

Grundstock fließen

Mit Drohnen die Demokratie verteidigen?
Rund 250 Studierende entwickeln bei einem Wettbewerb an der Technischen Universität in Garching Ideen, um die Luftabwehr zu verbessern.
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